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Kiel
(Stadtwerke Kiel)
200 MW | 2019

HKW Marzahn
(Vattenfall)
260 MW | 2020

HKW Lichterfelde
(Vattenfall)
300 MW | 2019

 

Chemiepark Leverkusen
(STEAG)
570 MW | ??

München
(SWM)
100 MW | 2020

Griesheim
(PQ Energy)
335 MW |2022

Oberrhein
(MiRO/Trianel)
1200 MW? | ??

Chempiepark
Uerdingen

(Trianel/Currenta)
1200 MW | ??

 

Datteln 4
(Uniper)

  

 
 

Mainz
(KMW)

100 MW | 2019

1100 MW | 2020

Leipheim
(SW Ulm/ Neu-Ulm)
600 MW? | 2022

Stuttgart
(EnbW)
210 MW | 2018

Gundremmingen
(RWE)
600 MW? | 2022

Herne 6
(STEAG)
600 MW | 2022

Stade
(Dow Chemical)

 
 900 MW | ??

Scholven
(Uniper)

300 MW? | 2022

GuD WOB Nord/ Süd 
(VW)
136 MW | 2021

GuD WOB West 
(VW)
288 MW | 2022

Gundelfingen
(PQ Energy)
300 MW | 2022

Biblis
(RWE)

300 MW? | 2022 Marbach
(EnBW)
300 MW |2022

Irsching
(Uniper)
300 MW |2022
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Liebe Leserinnen und Leser,

die „Kohlekommission“ hat nun ihre Empfehlungen vorge-
legt. Die zentrale Empfehlung lautet, die Kohleverstromung in 
Deutschland bis 2038 zu beenden und dies mit der Löschung 
von CO2-Emissionsrechten zu kombinieren. Damit soll ein bei-
trag zur Erreichung der deutschen Klimaziele geleistet und si-
chergestellt werden, dass im Rahmen des europäischen Emis-
sionshandels (Eu-ETS) auch tatsächlich CO2 reduziert wird.

Das klingt auf den ersten blick plausibel. Es ist aber mit einer 
Reihe von Problemen verbunden, die durch den Vorschlag 

verschärft und sogar verschleiert werden. Die Verschleierung 
rührt daher, dass durch die Kombination der beiden Maßnah-
men – Kraftwerksstilllegungen und Zertifikatslöschungen – 
nicht mehr erkennbar ist, welche Maßnahme welche Wirkung 
auslöst. 

Forcierte Stilllegungen von Kohlekraftwerken in Deutschland 
führen im europäischen Strommarkt infolge des länderüber-
greifenden Erzeugerwettbewerbs zur Verlagerung von Strom-
erzeugung und Emissionen in unsere Nachbarländer. Das ist 
wenig überraschend. Denn wenn im Wettbewerb einseitig ei-
nem Akteur eine beschränkung auferlegt wird, beispielsweise 
durch erzwungene Kraftwerksstilllegungen, dann passiert, 
was in jedem anderen Markt auch passiert: Die Wettbewerber 
freuen sich und übernehmen das geschäft. Zu den Profiteuren 
von Stilllegungen deutscher Kohlekraftwerke zählen vor allem 
Kohlekraftwerke in Polen, Tschechien und den Niederlanden, 
wie untersuchungen des Energiewirtschaftlichen Instituts 
an der universität Köln zeigen. Dorthin werden Stromerzeu-
gung und Emissionen infolge eines deutschen Kohleausstiegs 
hauptsächlich verlagert.

Dies ändert sich auch durch die jüngste Reform der Marktsta-
bilitätsreserve (MSR) kaum, da Zertifikatslöschungen infolge 
nationaler Maßnahmen durch die MSR-Reform vorübergehen-
der Natur sind, schwerpunktmäßig zeitnah erfolgen und dann 
abklingen. Was bleibt, sind Verlagerungen, die hinsichtlich 
CO2 zulasten unserer Nachbarn, hinsichtlich Stromerzeugung 
und Wertschöpfung zulasten Deutschlands gehen und die 
gesamtkosten im europäischen Stromsystem erhöhen. Poli-
tisch forcierte Kraftwerksstilllegungen sind im europäischen 
Markt nicht nur systemfremd, diskriminierend und darum 
mit Entschädigungsforderungen verbunden. Sie führen auch 
zu vermehrter Energieimportabhängigkeit und der Erhöhung 
von Risiken der Versorgungssicherheit infolge verminderter 

Die emissionen der eu-eTs-sektoren, einschließ-
lich des stromsektors, sind ausschließlich auf 
der europäischen ebene zu regulieren, nicht auf 
der nationalen. 

Von Dr. Dietmar Lindenberger, Universität zu Köln und Senior Expert EWI
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gesicherter Erzeugungsleistung und ro-
tierender Massen zur Netzstabilisierung. 
Ferner wird durch die beschleunigung 
des – längerfristig ohnehin stattfin-
denden – Kohleausstiegs der ohnehin 
schwierige Strukturwandel in den be-
troffenen Regionen noch verschärft. All 
das ist unerwünscht. 

Wichtig ist, klar zu erkennen, dass Emis-
sionsreduktionen im europäischen 
Stromsystem und ETS ausschließlich 
durch Zertifikatsstilllegungen hervorge-
rufen werden, nicht durch Kraftwerks-
stilllegungen. Wenn Emissionsreduktion 
das Ziel ist, dann wäre die Löschung von 
Emissionsrechten allein eine kosteneffi-
ziente Maßnahme, und die Nachteile ei-
nes forcierten nationalen Kohleausstiegs 
könnten schlicht vermieden werden. 

Wenn es nun so ist, dass Stilllegungen 
deutscher Kohlekraftwerke im europäi-
schen Erzeugerwettbewerb zu Verlage-
rung führen und mit weiteren Nachteilen 
verbunden sind, weshalb scheint die Po-
litik dann so an einer Forcierung des Koh-
leausstieg zu hängen? Dabei dürfte zwei-
erlei eine Rolle spielen. Erstens wird ein 
forcierter Kohleausstieg möglicherweise 
als ein vorzeigbares politisches Symbol 
gesehen. Dagegen spricht allerdings, 
dass sich das Symbol bei genauerem 

Hinsehen als Illusion entpuppt – oder 
gar ins gegenteil verkehrt: ein Symbol, 
dessen Wirkung primär auf Emissions-
verlagerungen zulasten der eigenen 
Nachbarn beruht, kann sich schnell ins 
Negative wenden. Zweitens ist die Ar-
chitektur der nationalen Klimaziele mit 
der europäischen Emissionsregulierung 
nicht kompatibel. Emissionsziele für den 
deutschen Stromsektor, der Teil des Eu 
Strommarkts und Emissionshandels ist, 
stellen eine Doppelregulierung dar, die 
im gesamtsystem kontraproduktiv ist. 
Damit sollte aufgeräumt werden. 

Wie wäre aufzuräumen? Die Emissionen 
der Eu-ETS-Sektoren, einschließlich des 
Stromsektors, sind ausschließlich auf 
der europäischen Ebene zu regulieren, 
nicht auf der nationalen. Die Nicht-Eu-
ETS Sektoren, darunter der gebäude- 
und der Verkehrssektor, sollten dagegen 
entweder in den Emissionshandel inte-
griert oder mit nationalen Maßnahmen 
adressiert werden. Die nationalen Kli-
maziele in den Nicht-ETS-Sektoren sind 
europarechtlich bindend und ihre Nicht-
erfüllung löst Kompensationsverpflich-
tungen aus, die den bundeshaushalt 
zukünftig erheblich belasten können. 
Dass andererseits die nationalen Klima-
ziele in den ETS-Sektoren, darunter der 
Stromsektor, nicht rechtlich bindend 

sind, hängt freilich damit zusammen, 
dass diese Ziele in der europäischen Sys-
tematik überflüssig sind und ohne nen-
nenswerte Klimawirkung fallen gelassen 
werden könnten. 

Ist es vorstellbar, dass die Politik nun 
doch noch zu dem Ergebnis kommt, 
dass ein erzwungener nationaler Koh-
leausstieg im europäischen Markt eine 
ungeeignete Klimaschutzmaßnahme 
ist? Wäre es möglich, dass mit blick auf 
die klimapolitischen beschlüsse von Pa-
ris größer gedacht und damit begonnen 
wird, die deutschen Klimaschutzmaß-
nahmen neu auf einer gesunden Logik 
aufzubauen? Das wäre ein Riesenfort-
schritt, der der Wirksamkeit und Kos-
teneffizienz der deutschen Klimapolitik 
zugutekäme und künftig unnötige Kom-
pliziertheit vermeiden würde. Angesichts 
der Empfehlungen der Kohlekommission 
ist dies nun allerdings unwahrscheinlich. 
Die Wirkungszusammenhänge werden 
indes nicht verschwinden. Darum bleibt 
in der Energie- und Klimapolitik erhebli-
cher Reformbedarf bestehen. 

154 tWeetS // 245 FOllOWeR

 @ KW_Invest

wenn emissionsreduktion das Ziel ist, dann 
wäre die löschung von emissionsrechten allein 
eine kosteneffiziente maßnahme, und die nach-
teile eines forcierten nationalen kohleausstiegs 
könnten schlicht vermieden werden.


